
4

Jahrgang 15, Ausgabe 5, 2018

KOMMUNALED
IE

ZEITUNG

Politik für ein solidarisches Land 
muss preiswerten Wohnraum schaf-
fen und Mietwucher eindämmen. 
Bezahlbare Mieten und verfügba-
rer Wohnraum sind zentrale Her-
ausforderungen. Wer ein normales 
Einkommen hat, kann sich Quad-
ratmeterpreise von zehn Euro nicht 
leisten. Schon weniger bedeutet für 
viele eine große Anstrengung. Zur 
Umsetzung des Koalitionsvertrages 
war der Wohnungsgipfel notwen-
dig. Außerdem hat die SPD mit ih-
rem 12 Punkte Plan klar gemacht, 
was sie vom Wohngipfel erwartet 
und dass sie weitergehende Vor-
stellungen für eine fortschrittliche 
Wohnungspolitik hat. Schutz von 
Mieterinnen und Mietern, Schaf-
fung von bezahlbarem Wohnraum, 
Bekämpfung von Spekulation und 
Mietwucher – das ist für uns ei-
ne gesellschaftspolitische Aufgabe: 
galoppierende Mieten dürfen nicht 
zu neuen Stadtmauern führen, Ei-
gentumsbildung kein Privileg für 
die obersten Einkommen werden.  
Der Markt allein schafft es nicht – 
das wissen wir schon lange. Sozia-
ler Sprengstoff entsteht, wenn der 
Staat nicht eingreift.

In dieser Legislaturperiode stellen 
wir allein für den sozialen Woh-
nungsbau, das Baukindergeld, das 
Wohngeld und die auf Rekord-
niveau fortgeführte Städtebauför-
derung mehr als 13 Milliarden Euro 
zur Verfügung. Mehr Geld gab es in 
einem vergleichbaren Zeitraum nie. 
Das hilft, zweifellos. Investitionen al-
lein reichen aber nicht. Deshalb ging 
der Wohngipfel darüber hinaus. Bei-
spielsweise haben wir einen verbes-
serten Millieuschutz, den Einstieg in 
das Bestellerprinzip bei Maklerge-
bühren beim Kauf und die Verlän-
gerung des Betrachtungszeitraumes 
von 4 auf 6 Jahre beim Mietspiegel 
durchgesetzt. Wir arbeiten hart da-
ran, den ungerechtfertigten Miet-
preisanstieg zu verhindern und neu-
en Wohnraum zu schaffen. Und wir 
tun das gegen teils enorme Wider-
stände - auch von Teilen unseres Ko-
alitionspartners. Privat vor Staat war 
gestern. Und heute erkennen selbst 
Konservative die Folgen. Der Staat 
wird seine Verantwortung wieder 
klarer wahrnehmen. 

Wir drängen darauf, dass die ver-
einbarten Maßnahmen aus dem 

Wohngipfel zügig umgesetzt wer-
den. Alle Akteure stehen in der 
Pflicht, ihren Beitrag zu leisten – 
das gilt besonders für den Bundes-
bauminister. Im Bauausschuss des 
Deutschen Bundetages haben wir 
auf Initiative der SPD-Bundestags-
fraktion beschlossen, eine viertel-
jährliche Berichterstattung zu er-
halten. Controlling im besten Sin-
ne, also Steuerung und Kontrolle, 
damit es vorwärts geht. 

Leider gibt es einige schwarz-gel-
be und schwarz-grüne Bundes-
länder, die jeden Millimeter Fort-
schritt in Richtung Mieterschutz 
kategorisch ablehnen: In Nord-
rhein-Westfalen lässt die Lan-
desregierung die befristete Kap-
pungsgrenzenverordnung, Miet-
preisbegrenzungsordnung, Kün-
digungssperrfristverordnung und 
Umwandlungsverordnung einfach 
auslaufen und konterkariert damit 
die Erfolge des Bundes auf dem 
Rücken von rund zehn Millionen 
Menschen in den 4,5 Millionen 
Mietwohnungen.

DEMO DAS SOZIALDEMOKRATISCHE 
MAGAZIN FÜR 
KOMMUNALPOLITIK

Älter werden in den Kommunen

Gute Aussichten
32 Seiten in 
der Heftmitte 

DEMO 09/10 2018

Fortsetzung auf Seite 3

Liebe Leserin, 
lieber Leser,
in diesen Tagen ist es schon 
erstaunlich, mit welch einer 
Wucht die für Kommunen re-
levanten Themen in der öffent-
lichen Diskussion ankommen. 
Vor allem die Abgas- 
und Dieselproble-
matik sowie der Be-
reich Wohnen sind 
beispielhaft zu nen-
nen. Einerseits ist es 
gut, dass diese Fra-
gestellungen mehr 
Aufmerksamkeit be-
kommen, betreffen 
sie doch die Städte 
und Gemeinden un-
mittelbar. Anderer-
seits – und das finde 
ich sehr bedenklich, 
werden die Aus-
wirkungen auf die 
Kommunen weitge-
hend ausgeblendet. Betrachten 
wir nur einmal die Ergebnisse 
des sogenannten Dieselgipfels: 
So gut es ist, dass Kommunen 
bei der Nachrüstung ihrer Fahr-
zeugflotten unterstützt werden, 
umso weltfremder sind dann 
aber Vorstellungen, dass die 
Verkehrsüberwachungsbehör-
den mithilfe der Daten des Zen-
tralen Fahrzeugregisters die Ein-
haltung der Verkehrsbeschrän-
kungen überprüfen. Einfacher 
wäre hier eine schlichte blaue 
Plakette. Die Verantwortung 
für die Durchsetzung von Fahr-
verboten wird wieder einmal 
auf die Kommunen abgescho-
ben. Die Kriterien für Nachrüs-

tungen von Pkw oder die Aus-
wahl der Kommunen, die in den 
Genuss der Unterstützung kom-
men, sind weder transparent 
noch nachvollziehbar. Aus mei-
ner Sicht sind die Vereinbarun-
gen ein wahres Bürokratieunge-
heuer. Davon, dass sich die Po-
litik womöglich den Autofirmen 

unterwirft, möchte 
ich gar nicht erst an-
fangen…

So sieht es beim The-
ma Wohnen aus kom-
munaler Perspektive 
deutlich besser aus. 
Immerhin sind im Ko-
alitionsvertrag der 
Großen Koalition wir-
kungsvolle Regelun-
gen verabredet. Je-
doch führen wir die 
öffentliche Debatte 
hierzu verkürzt. Min-
destens ebenso wich-
tig wie das Thema be-

zahlbare Mieten ist vor allem in 
den Ballungsräumen auch die 
Frage eines qualitativen Stan-
dards von Wohnraum. Und so 
bitter es ist: Wollen wir die so-
zialdemokratische Handschrift 
in der Wohnungs(markt)politik 
erkennbar machen, dann brau-
chen wir nicht nur weit mehr 
öffentlich geförderten Woh-
nungsbau, sondern wir müssen 
endlich an Tempo und Wirk-
samkeit zulegen.

Euer Frank Baranowski

Vorsitzender der SGK NRW und
Oberbürgermeister der Stadt 

Gelsenkirchen
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Ein Wohngipfel gegen die 
neuen Stadtmauern

Von Bernhard Daldrup MdB, kommunalpolitischer 
Sprecher der SPD-Bundestagsfraktion
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risch hervorragende Arbeit. 
Sie engagieren sich im Be-
reich Soziales und Bildung, 
Medien und Demokratie, 
bürgerschaftliches Engage-
ment sowie Menschen- und Bür-
gerrechte.

Oft stellen wir aber fest, dass 
die jüngere Generation nicht zu-
erst in Richtung unserer östlichen 
Partnerländer blickt. Hier müs-
sen wir mehr investieren. Der 
diesjährige Petersburger Dialog 
„Vertrauen bilden, Partnerschaft 
stärken: Zivilgesellschaftliche Zu-
sammenarbeit zwischen Russ-
land und Deutschland als Impuls 
für den zwischenstaatlichen Dia-
log“ macht dies deutlich. Für das 
Jahr 2019 gibt es so gute Mög-
lichkeiten auf der jungen, zivil-
gesellschaftlichen Ebene zusam-
menzuarbeiten: das deutsch-rus-
sische Kreuzjahr der Hochschul- 

und Wissenschaftskooperation. 
Gerade in einer Zeit, in denen 
die deutsch-russischen Beziehun-
gen nicht einfach sind, ist es um-
so wichtiger, die jüngere Gene-
ration zusammenzubringen. Hier 
sollte die Jugend von Visa-Libera-
lisierungen profitieren. Schon Wil-
ly Brandt sagte: „Der beste Weg 
die Zukunft vorauszusagen, ist sie 
zu gestalten."

Europa2

Lokale Initiativen aus der Zivilge-
sellschaft sind oftmals der Anstoß, 
um sich über Grenzen hinaus aus-
zutauschen und Begegnungen 
möglich zu machen. Als Koordina-
tor für die zwischengesellschaftli-
che Zusammenarbeit mit Russland 
und den Ländern der Östlichen 
Partnerschaft sehe ich täglich, 
dass es in vielen Bereichen einen 
regen Austausch gibt. Das Pro-
gramm der Bundesregierung zum 
Ausbau der Zusammenarbeit mit 
der Zivilgesellschaft in Russland 
und den Ländern der Östlichen 
Partnerschaft ermöglicht zivilge-
sellschaftlichen Organisationen 
und den in ihnen engagierten Bür-
gerinnen und Bürgern, ihre Rolle 
als zentrale Akteure staatlichen 
Handelns wahrzunehmen. So kön-
nen die andauernden Transforma-
tionsprozesse in der Region unter-
stützt werden. Aktuell fördert das 
Auswärtige Amt entsprechende 

Initiativen und Projektideen mit 17 
Millionen Euro jährlich.

Im September haben wir im Aus-
wärtigen Amt das deutsch-russi-
sche Jahr der Regional- und Städ-
tepartnerschaft in Anwesenheit 
von Heiko Maas und Sergej Law-
row feierlich abgeschlossen. Die 
Themen der Kooperationen reich-
ten von Umweltschutz und Nach-
haltigkeit bis zu sozialen Fragen. 
Der zwischengesellschaftliche 
Austausch wurde bereits zu Zei-
ten des Kalten Krieges mit der so-
zialdemokratischen Ost- und Ent-
spannungspolitik von Willy Brandt 
und Egon Bahr angestoßen.

In Nordrhein-Westfalen gibt es 
lang bestehende und gewachsene 
Städtepartnerschaften, besonders 
von deutscher und russischer Sei-
te: Hagen und Smolensk, Lüden-
scheid und Taganrok oder Dort-

mund und Rostow am Don. Auch 
neue Kooperationsformen kündi-
gen sich an: 2019 finden die inter-
nationalen Hansetage der Neuzeit 
im russischen Pleskau und 2020 
mit 12 russischen Delegationen 
in meiner Heimatstadt Brilon im 
Sauerland statt. Diese lokalen In-
itiativen sind das Fundament kon-
struktive und vertrauensvolle Ka-
näle des Dialogs auch in schwieri-
geren Zeiten auszubauen. Nur so 
können notwendige Transforma-
tions- und interne Integrations-
prozesse unterstützt werden. Dies 
schließt die gesamte Bandbreite 
kultureller und bildungspolitischer 
Projektarbeit ein. Der deutsch-
russische Austausch, der deutsch-
russische Jugendaustausch oder 
das internationale Bildungs- und 
Begegnungswerk in Dortmund 
und Minsk leisten im Bereich der 
Jugendbegegnungen und der Er-
innerungsarbeit offen und solida-

Vertrauen bilden, Partnerschaft stärken 
Zusammenarbeit mit der Zivilgesellschaft

Wetere Informationen unter:

Von Dirk Wiese, Mitglied des Deutschen Bundestages

Unser Europa – Solidarisch und Demokratisch
Von Birgit Sippel, Mitglied des Europäischen Parlamentes

Häufig wird die Europäische Uni-
on einseitig auf den Binnenmarkt 
reduziert. Doch Basis allen Han-
delns ist die EU als Wertegemein-
schaft. Dazu gehört auch die 
Handlungsfähigkeit der Regio-
nen und Kommunen, um gesell-
schaftlichen Zusammenhalt von 
der Basis aus zu organisieren. 
Den gesellschaftlichen Zusam-
menhalt auch in Zukunft erfolg-
reich zu gestalten bedeutet, ge-
meinsame Werte zu verteidigen, 
den Binnenmarkt um eine starke 
soziale Säule zu ergänzen, öffent-
liche Daseinsvorsorge zu sichern 
und zu fördern. Einige konkrete 
Punkte in aller Kürze:

Gute Arbeit. Gerade in Deutsch-
land sollten die hohen Exportge-
winne genutzt werden, um in fai-
re Löhne und damit auch in die 
Steigerung der Binnennachfrage 
zu investieren. Wir dürfen nicht 
länger hinnehmen, dass zu uns 
entsandte Beschäftigte zum Sozi-
aldumping missbraucht werden.

Im Europäischen Parlament ha-
ben wir uns beharrlich dafür ein-
gesetzt, die Entsenderichtlinie zu 
überarbeiten. Im Mai 2018 verab-
schiedete das Europäische Par-
lament nun neue Vorschriften, 
die von allen Mitgliedstaaten bis 
2020 umgesetzt werden müssen. 

Damit wird endlich das Prinzip 
„Gleicher Lohn für gleiche Arbeit 
am gleichen Ort“ durchgesetzt. 

Daneben ist gerade der Start ins 
Berufsleben wichtig! Seit 2014 
wird die Jugendgarantie in Re-
gionen mit überdurchschnittlich 
hoher Jugendarbeitslosigkeit um-
gesetzt. 17,6 Millionen junge Bür-
ger konnten bereits von dem Pro-
gramm profitieren. Dieses muss 
fortgeführt und weiter ausge-
baut werden.

Herausforderung Digitalisierung. 
Gemeinsam mit der NRWSPD 
setzen wir uns ein für eine EU-
weite sozial- und arbeitsrechtli-
che Regulierung der sogenann-
ten Plattformökonomie. Unter-
nehmen wie Uber, Deliveroo und 
Co. müssen ihre Arbeitgeberrolle 
endlich anerkennen und den sich 

daraus ergebenen Aufgaben ge-
recht werden.

Fairer Wettbewerb im Binnen-
markt. Eine bessere Koordinie-
rung der Wirtschafts-, Arbeits-
markt-, Sozial- und Fiskalpolitiken 
ist notwendig, um wirtschaftliche 
Perspektiven überall zu schützen 
bzw. zu stärken und Armutswan-
derungen innerhalb unserer Uni-
on zuvorzukommen.

Ohne Steuereinnahmen kön-
nen öffentliche Daseinsfürsor-
ge, funktionierende Infrastruktu-
ren, Schulen oder Krankenhäuser 
nicht finanziert und erhalten wer-
den. Dazu müssen alle beitragen, 
insbesondere auch die großen 
Konzerne. Wir treten daher für 
das Prinzip „Gewinne dort ver-
steuern, wo Geld verdient wird“ 
ein. Neben der Digitalsteuer for-

dern wir zudem eine umfangrei-
che Finanztransaktionssteuer. 

Verantwortung für Flüchtlinge 
und Zuwanderer. Ihre Aufnahme 
und Integration muss im Interes-
se aller Menschen vor Ort orga-
nisiert werden. Dazu müssen na-
tionale und europäische Mittel 
intelligent genutzt werden. Zu-
gleich ist eine stärkere Unterstüt-
zung des Flüchtlingshilfswerks 
UNHCR und die Etablierung von 
Partnerschaften auf Augenhöhe 
mit Herkunftsländern unerläss-
lich. Dazu müssen die Handels-, 
Agrar-und Entwicklungspolitiken 
mit den Herkunftsländern immer 

auch die wirtschaftlichen und de-
mokratischen Strukturen in Part-
nerländern stärken. 

Demokratie braucht eine robuste 
Zivilgesellschaft. Andere Kulturen 
und Menschen kennenlernen, 
sich austauschen, gemeinsam 
nach Lösungen suchen - hier-
für wollen wir die bestehenden 
ERASMUSplus Programme eben-
so stärken wie die Städtepart-
nerschaften. Diese Programme 
durch Eigenmittel der jeweiligen 
Mitgliedstaaten zusätzlich zu un-
terstützen, wäre ein gutes Signal 
für gemeinsames Handeln in der 
Europäischen Union. 

© jorisvo - Fotolia
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Die Laschet-Regierung versagt.
Wer im Bund regiert und gleich-
zeitig im Land den gesamten lan-
desrechtlichen Mieterschutz ab-
schafft, spielt falsch. Auch die 
Zahl der geförderten Wohnungen 
ging 2017 zurück: Wurden 2016 
zum Ende der rot-grünen Landes-
regierung noch 9.301 Sozialmiet-
wohnungen gefördert, sank die 
Zahl 2017 auf 7.230.

WOFÜR WIR WEITER KÄMPFEN

Mietenstopp
Selbst Redner der CDU im Bundes-
tag erkannten, dass es in überhitz-
ten Märkten sinnvoll sein kann, 
wenn der Staat zu ungewöhnli-
chen Maßnahmen greift. Um die 
Preisspirale bei den Bestandsmie-
ten zu unterbrechen, forderte 
die SPD einen Mietenstopp: Nur 
in Gebieten mit angespanntem 
Wohnungsmarkt sollen Bestands-
mieten und Mieten bei Neuver-
mietungen für 5 Jahre bis zur Hö-
he der Inflationsrate steigen dür-
fen.

Eigenbedarfskündigung 
erschweren
Wer eine Wohnung hat, muss 
auch darüber verfügen dürfen. 
Aber: Bei den Kündigungen we-
gen Eigenbedarfs gibt es häufig 

Missbrauch. Kurzfristiger Eigen-
bedarf wird genutzt, um Mieter 
aus den Wohnungen zu bekom-
men und danach lukrativ höher zu 
vermieten. Dieser Missbrauch der 
Eigenbedarfskündigungen muss 
eingeschränkt und stärker geahn-
det werden.

Neuer Sozialpakt zwischen 
öffentlicher Hand und 
Immobilieneigentümern
Für bezahlbare Mieten brauchen 
wir einen neuen Sozialpakt zwi-
schen der öffentlichen Hand und 
Immobilieneigentümern. Wer im 
Interesse der Mieterinnen und 
Mieter baut und nicht nur für den 
eigenen Profit, soll vom Staat un-
terstützt werden. Dieser kann pri-
vate Unternehmen, die sich zu be-
stimmten solidarischen Kriterien 
verpflichten, etwa durch Steuer-
vorteile und günstigeres landes-
eigenes Bauland bevorzugen. Da-
für müssen Unternehmen ihren 
Gewinn beschränken, vorrangig 
und dauerhaft an besondere Be-
darfsgruppen vermieten sowie die 
verstetigte Mietpreis- und Bele-
gungsbindung und die Mietermit-
bestimmung wahren. Auf diesem 
Wege soll ein breites und räumlich 
verteiltes Angebot von dauerhaft 
belegungs- und mietpreisgebun-
denen Wohnungen entstehen.

Das sind nur einige Maßnahmen, 
die die SPD für besseres Woh-
nen und bezahlbare Mieten vor-
schlägt. 

Fortsetzung von Seite 1

Ein Wohngipfel gegen die 
neuen Stadtmauern

Was sich die große Koalition im Koalitionsvertrag 
vorgenommen und im Wohngipfel verabredet hat.

Hier die wichtigsten Themen:
 � "Wohnraumoffensive" zum Neubau von 1,5 Millionen frei finanzierten und 

öffentlich geförderten Wohnungen 
 � 5 Milliarden Euro für den sozialen Wohnungsbau bis 2021
 � Einführung eines Baukindergeldes 
 � Änderung Grundgesetz (Sozialer Wohnungsbau, Bildung, Verkehr)
 � Günstige Abgabe von Grundstücken der Bundesanstalt für 

Immobilienaufgaben (BImA) für den sozialen Wohnungsbau
 � Mitarbeiterwohnungsneubau im öffentlichen und privaten Sektor
 � Grundsteuer C als Spekulationsbremse
 � Reform der Grundsteuer
 � Abschaffung von „Share Deals“, Prüfung einer Ermäßigung bei der 

Grunderwerbssteuer
 � Steuerliche Förderung (Sonder-Afa für Mietwohnungsbau im preiswerten 

Segment (Baukosten 3.000 €/m² / Wohnfläche 2000 €/m²)
 � Optimierung Bauplanungsrecht, Immissionschutzrecht (Klimaschutz)
 � Bündelung der Vorschriften der EnEV, des EnergieeinsparG und des EEWärmeG 

zu einem Gebäudeenergiegesetz
 � Verschärfung der Mietpreisbremse
 � Senkung der Modernisierungsumlage (11 % auf 8 %)
 � Begrenzung der Modernisierungsumlage 3 €/m² in 6 Jahren 
 � Verlängerung Referenzzeitraum Mietspiegel von 4 auf 6 Jahre
 � Mietspiegel stärken
 � Umwandlungsmöglichkeiten von Miet- in Eigentumswohnungen reduzieren 
 � Förderung kommunaler Wohnungsgenossenschaften
 � Novellierung Wohneigentumsrecht  
 � Bestellerprinzip für Immobilienkäufe bei Maklergebühren oder ähnliche
 � Aufbau Flächenmonitoring
 � Serielles und modulares Bauen vorantreiben
 � Baulandmobilisierung
 � Baukostensenkung
 � Fortsetzung der Städtebauförderung auf Rekordniveau
 � Revitalisierung von Stadt- und Ortskernen, Brachflächenaktivierung
 � Mietpreisdämpfung bei Bestandsmieten
 � Erhöhung Wohngeld (2020)
 � Erhöhung Wohnungsbauprämie
 � Novelle des Baugesetzbuchs 
 � Fachkräfteoffensive
 � Folgekosten von Regulierung und Normung begrenzen

Der 12-Punkte Plan der SPD

1. Mietenstopp jetzt

2. Längere Bindungsfristen sozialer 
Wohnungsbau

3. Sozialpakt öffentliche Hand – 
Immobilienwirtschaft

4. Spekulation verhindern – 
 Baupflichten stärken

5. Immobilienregister

6. Share-Deals beenden

7. Umwandlungsverbote reduzieren

8. Eigenbedarfskündigung 
 präzisieren

9. Bestellerprinzip beim Immobili-
enkauf für Maklergebühren

10. Soziales Mietrecht für 
 Infrastruktureinrichtungen

11. Pakt für studentisches Wohnen

12. Revitalisierung Ortskerne

Regional verläuft die Bevölke-
rungsentwicklung uneinheitlich. 
Ländliche Regionen haben schon 
seit Jahren einen Bevölkerungs-
rückgang zu verzeichnen. Die He-
rausforderung an diesen Standor-
ten ist, die Nahversorgung und die 
Infrastruktur auch in den kommen-
den Jahren aufrecht zu erhalten.

Ansonsten bleibt es dabei, dass 
der Zuzug in die großen Städ-
te weiterhin anhält und auch die 
Mieten weiter steigen. Attraktiv 
bleiben die Metropolen der Rhein-
schiene. Aufgrund dieses anhal-
tenden Trends verzeichnet mitt-
lerweile auch das direkte Umland 
einen stärkeren Zuzug. Auch gro-
ße Städte im Ruhrgebiet, vor allem 
mit Universitätsstandort wie Dort-
mund, Essen oder Bochum sind 

von einer Trendwende auf dem 
Wohnungsmarkt betroffen. 

Insgesamt ist festzustellen, dass 
durch Zuzug, Binnenwanderung 
und Bevölkerungsentwicklung 
nicht nur die bereits zuvor pro-
sperierenden Städte und Regio-
nen wachsen. Auch Städte wie 
Mönchengladbach, Krefeld, Biele-
feld, Paderborn und das Bergische 

Städtedreieck weisen mittlerweile 
deutliche Zuwächse aus.

Angesichts dieser Entwicklung 
brauchen wir neben bezahlbarem 
Wohnraum vor allem gesetzliche 
Vorschriften, die Mieterinnen und 
Mieter vor explodierenden Mieten 
und Kündigung schützen. Mit dem 
„Mietrechtsanpassungsgesetz“ 
hat die Bundesregierung einen ers-
ten Schritt getan. So konnten der 
Schutz der Mieter vor überhöhten 
Mieten durch der Mietpreisbrem-
se bei der Neuvermietung und der 
Schutz vor dem „Herausmoderni-
sieren“, durch steigende Kaltmie-
ten nach einer Modernisierungs-
maßnahme, verbessert werden. 
Auch wenn wir uns für beide Pro-
bleme weiterreichende Lösungen 
gewünscht hätten, konnte da-
mit ein positives Signal in Sachen 
„Mieterschutz“ gesetzt werden.

Aber nicht nur die Bundesregie-
rung, sondern auch die Landesre-

gierung und die Kommunen haben 
ihre Hausaufgaben zu machen. Be-
reits der Koalitionsvertrag ließ er-
ahnen, dass es für den Mieter-
schutz in NRW nicht zum Besten 
bestellt ist. Danach sollen nämlich 
sämtliche landesrechtliche Rege-
lungen zum Schutz von Mieterin-
teressen abgeschafft werden. Dies 
betrifft im Einzelnen die Mietpreis-
begrenzungsverordnung, die Kün-
digungssperrfristverordnung, die 
Umwandlungsverordnung, die 
Kappungsgrenzenverordnung und 
die Zweckentfremdungsverord-
nung. 

Werden diese Pläne tatsächlich 
umgesetzt, dann werden die ge-
rade erst beschlossenen Verbesse-
rungen auf Bundesebene für Miet-
preisbremse und Modernisierungs-
umlage in NRW gar keine Wirkung 
entfalten, denn beide sind an die 
entsprechenden landesrechtlichen 
Verordnungen gekoppelt. In NRW 
wird es dann weder Mietpreise-

bremse noch reduzierte Moderni-
sierungsumlage geben. Angesichts 
der Situation auf dem Wohnungs-
markt ein völlig falsches Signal.

Auch der oft beschworene Neubau 
ist ohne den entsprechenden Mie-
terschutz kein Allheilmittel, denn 
gerade die angesagten Metropolen 
stoßen bei der Verdichtung häufig 
schon jetzt an ihre Grenzen. 

Wenn es um die Schaffung von be-
zahlbarem Wohnraum geht, sind 
auch die Kommunen in der Pflicht. 
Sie können über die kommunalen 
Wohnungsunternehmen dazu bei-
tragen, dass in erster Linie mehr 
öffentlich-geförderter Wohn-
raum geschaffen wird. „Wohnen“ 
muss auf städtischer Ebene in Zu-
kunft wieder ein Schwerpunktthe-
ma sein, um langfristig mit einem 
standortgerechten Konzept für die 
ausreichende und bezahlbare Un-
terbringung der Bevölkerung mit 
Wohnraum zu sorgen. 

Keine guten Aussichten für Mieter in NRW
Die aktuelle Situation auf dem Wohnungsmarkt und mögliche Lösungsansätze  

Die Bevölkerung von NRW wächst. So lebten Ende 2017 

erstmals seit 2008 wieder mehr als 17,9 Millionen Men-

schen an Rhein und Ruhr. 

Von Silke Gottschalk, Geschäftsführerin des Deutschen Mieterbunds NRW
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Wohnen ist ein Grundrecht des 
Menschen. Für uns Sozialdemo-
kraten geht es dabei vor allem 
um bezahlbares Wohnen für alle 
Menschen in einem lebenswer-
ten Umfeld. Nordrhein-Westfalen 
ist ein Mieterland, denn in unse-
ren rd. 4,5 Millionen Mietwoh-
nungen leben 10,1 Millionen Men-
schen. In den Städten, insbeson-
dere den Hotspots Köln, Bonn, 
Düsseldorf, Aachen und Müns-
ter, herrscht erheblicher Wohn-
raummangel, der sich durch den 
verstärkten Zuzug auch aus an-
deren Bundesländern weiter ver-
schärft. Dadurch wächst auch in 
kleineren Städten der Wohnraum-
bedarf. Zugleich besteht erhebli-
cher Neubaubedarf, da zahlreiche 
Alt- durch Neubauten ersetzt und 
ungeeignete Wohnanlagen mo-
dernisiert werden müssen.

Wohnraummangel führt zu ver-
stärktem Mietpreisanstieg, sodass 
Wohnraum für weite Kreise der Be-

völkerung zur Mangel-
ware wird. Die Anzahl 
mietpreisgebundener 
Wohnungen in NRW 
sinkt seit langem jähr-
lich um durchschnitt-
lich 3 Prozent. Die so 
entstehende Gentrifi-
zierung von Quartie-
ren – also Verdrängung 
ansässiger Bewohner 
durch wohlhabendere 
– verändert Städte zu ihrem Nach-
teil. Denn eine Aufteilung in sozia-
le Brennpunkte und Reichen-Ghet-
tos belastet langfristig den sozia-
len Frieden. Es ist die hohe Zeit des 
sozialen Wohnungsbaus, denn wir 
brauchen in den nächsten Jahren 
100.000 neue Wohnungen jährlich. 

Schwarz-Gelb hat die Wohnraum-
förderung in NRW seit der Regie-
rungsübernahme stark beschädigt: 
Das Moratorium der Landesbau-
ordnung und die Verunsicherung 
des Bau- und Wohnungssektors, 

falsche Förderschwer-
punkte bei der sozialen 
Wohnraumförderung 
und das Hü und Hott 
bei der finanziellen Aus-
stattung der Förderpro-
gramme sprechen ei-
ne deutliche Sprache. 
Statt mehr Wohnungs-
bau zu initiieren, hat 
die schwarz-gelbe Lan-
desregierung weniger 

Wohnungsbau zu verantworten. 

Sie vertritt also nicht die Inter-
essen der 10 Millionen Mieter in 
NRW, sondern hat dem landesge-
setzlichen Mieterschutz, den wir 
Sozialdemokraten geschaffen ha-
ben, den Kampf angesagt. Wich-
tige Instrumente der Kommunen 
zur Bekämpfung der Umwand-
lung von Wohnraum in teure Ei-
gentumswohnungen, zum Verbot 
der Umwandlung von Mietwoh-
nungen in gewerbliche Räume, 
zur Begrenzung des Anstiegs der 

Bestands- und der Wiedervermie-
tungsmieten sowie die verlänger-
te Kündigungssperrfrist bei Eigen-
bedarfskündigung des Vermieters 
sollen wegfallen. Im Lichte dieser 
schwarz-gelben Wohnpolitik nüt-
zen die hoffungsvollen Ergebnisse 
des Wohnungsgipfels wenig, denn 
die Landesregierung torpediert al-
le positiven Ansätze der Bundes-
politik.

Dieser unsozialen Politik müssen 
wir sozialdemokratische Konzep-
te entgegensetzen und solidarisch 
mit Mieter-, Sozialverbänden und 
Gewerkschaften unsere Forderun-
gen deutlich machen:

Wir brauchen eine landeseige-
ne Wohnungsbaugesellschaft, um 
beim mietpreisgebundenen Woh-
nungsbau selbst aktiv werden zu 
können. 

Wir brauchen eine Baulandoffen-
sive, die von den Kommunen ge-

tragen und vom Land gefördert 
wird. Bauleitplanung und Ausrich-
tung auf den mietpreisgebunde-
nen Wohnungsbau sind Voraus-
setzung für eine Trendwende. 

Wir brauchen eine Fortentwick-
lung des landesrechtlichen Mie-
terschutzes, nicht seine Abschaf-
fung, um die Menschen vor unge-
rechtfertigten Mietpreiserhöhun-
gen und Spekulanten schützen zu 
können.

Und wir brauchen eine sozialde-
mokratisch geführte Landesregie-
rung. 2022 wird kommen!

Die Metropolen Düsseldorf und 
Köln sowie die Studentenstadt 
Münster sind in NRW Spitzen-
reiter bei der Mietenentwick-
lung und weisen derzeit Miet-
höchststände bei Neubau und 
Bestandswohnungen vor. Lange 
Schlangen bei Wohnungsbesich-
tigungen und Wartelisten bei der 
Vergabe sind zur Tagesordnung 
geworden. Auch in den Ruhrge-
bietsstädten zeigt sich mindes-
tens seit 2015 ein kontinuierlicher 
Aufschwung des Marktes. In Es-
sen, Dortmund, aber auch klei-
neren Städten wie Bottrop und 
Witten steigen die Mieten all-
mählich. In diesem Marktumfeld 
sind Städte und Gemeinden nur 
bedingt handlungsfähig, um die 
Situation für Bürger und Neubür-
ger zufriedenstellend entschärfen 

zu können. Die Schaffung und 
Bereitstellung von Wohnraum 
gerade im unteren, sozialver-
träglichen Preissegment wird oft-
mals nicht oder nur unzureichend 
durch die privaten Marktakteu-
re abgedeckt. Kommunale Woh-
nungsgesellschaften sind vor 
diesem Hintergrund oftmals der 
Retter in der Not. Herrschte noch 
in den 2000er Jahren die Ten-
denz, kommunale Gesellschaf-
ten getreu dem Motto „Privat vor 
Staat“ zu privatisieren, sind heute 
im Jahr 2018 diejenigen froh, die 
der Verlockung der vermeintlich 
schnellen Monetarisierung wi-
derstanden haben. Kommunale 
Wohnungsunternehmen haben 
dabei grundsätzlich zwei wich-
tige strategische Ausrichtungen. 
Zum einen sind sie in besonde-

rem Maße auf das Wohl der je-
weiligen Kommune bedacht, zum 
anderen handeln auch sie wett-
bewerbs- und marktwirtschaft-
lich orientiert sowie mit Ge-
winnerzielungsabsicht. Beide As-
pekte sind gleichermaßen wich-
tig, denn nur durch intelligentes 
Wirtschaften lassen sich Woh-
nungsbauprojekte nachhaltig re-
alisieren. In der jetzigen ange-
spannten Wohnungsmarktsituati-
on sind kommunale Unternehmen 
in der Lage, schnell zu reagieren 
und Grundstücke sinnvoll an den 
Bedürfnissen der breiten Bevölke-
rungsschichten zu entwickeln. In 
vielen Fällen helfen sie auch da-
bei, flankierende infrastrukturel-
le Projekte, wie z.B. den Bau von 
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Renaissance der kommunalen 
Wohnungswirtschaft in NRW

Vor dem Hintergrund steigender Mieten und knappen Wohnraums in urba-

nen Gebieten, ist das Thema Wohnungsmarktpolitik aktuell in aller Munde. 

Auch in Nordrhein-Westfalen zeigen sich die Auswirkungen der jüngsten 

Entwicklung am Wohnungsmarkt. 

Von Dr. Marco Boksteen, Geschäftsführer der kommunalen Hagener 
Gemeinnützigen Wohnungsgesellschaft mbH

Die soziale Frage stellt sich immer neu

Von Volkan Baran, wohnungspolitischer Sprecher der SPD-Landtagsfraktion NRW

Bezahlbares Wohnen und mehr Mieterschutz sind die 
sozialdemokratischen Antworten auf die Herausforderungen unserer Zeit

Kindertagesstätten oder – ver-
stärkt in 2015 - Flüchtlingsunter-
künften schnell und zuverlässig 
bereitzustellen. 

Nachdem nunmehr, auch in den 
früher eher von Schrumpfungs-
prognosen ausgehenden Regi-
onen in NRW, der kontinuierli-
che Abbau von Leerstandsreser-
ven stattgefunden hat, wird die 
Anforderung der nächsten Jah-
re der Neubau und damit ein-
hergehend die vorausschauende 
Stadtentwicklung sein. Schlag-
worte wie Smart City und E-Mo-
bilität fallen in einem Atemzug 
mit der Forderung nach senio-
rengerechtem Wohnraum. Die 
Mannigfaltigkeit der Anforde-
rungen kann durch keine Gesell-
schaft und keine Kommune in 
Form eines Patentrezepts gelöst 
werden. Vielmehr sind individu-
elle auf den Einzelfall passende 
Strategien und Handlungspläne 

erforderlich. Mehr denn je zeigt 
sich, dass die erfolgreichen Kom-
munen sowohl über die richti-
gen Instrumente als auch über 
die „richtigen“ Köpfe verfügen. 
Die Herausforderungen in diesen 
Zeiten lassen sich nur durch un-
ternehmerischen Mut und Hand-
lungswillen auf Seiten von Poli-
tik, Verwaltung und der (kom-
munalen) Wirtschaft erfolgreich 
begegnen. Bei entscheidenden 
Schritten ist Verantwortung und 
schnelles, zielgerichtetes Agie-
ren gefragt. Dabei können und 
werden auch Fehler passieren. 
Allerdings erfordert die derzeiti-
ge Situation ein Umdenken: Ei-
nen Fehler macht nur derjenige, 
der nichts oder wenig tut. In die-
sem Bewusstsein machen sich 
erste Kommunen auf den Weg 
und gründen kommunale Woh-
nungsgesellschaften oder stat-
ten diese mit mehr Kompeten-
zen aus.
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Denn Grundstücke und Immobili-
en sind auch in Nordrhein-West-
falen längst zu einem Spekulati-
onsobjekt geworden. Die Preise 
und die Mieten steigen in den 
letzten Jahren kontinuierlich. Im 
Zeitraum von 2013 bis 2017 sind 
die Mieten in Nordrhein-Westfa-
len um 20 Prozent angestiegen, 
während die Reallohnzuwächse 
im selben Zeitraum nur um 11,9 
Prozent gestiegen sind. Damit 
nicht genug: Bis 2040 werden 
in Nordrhein-Westfalen, wie die 
Schwarz-Gelbe Landesregierung 
auf eine kleine Anfrage antwor-
tet, rund 42 Prozent der preisge-
bundenen Wohnungen aus der 
Bindung fallen, bis 2025 schon 
27 Prozent der preisgebunde-
nen Wohnungen. Waren es 1997 
mehr als 900.000 Wohnungen, 
werden es 2025 nur noch um die 
300.000 Wohnungen sein.

Diese Aufzählung ließe sich ohne 
Weiteres fortführen. Doch lasst 
uns kurz innehalten und klarma-
chen, was das für die Menschen 
bedeutet. Denn es geht hier um 
nichts anderes als zerstörte Le-
bensentwürfe und geplatzte 
Träume. Das Versprechen, dass 
der, der hart arbeitet, sich ir-
gendwann eine kleine Wohnung 
oder gar ein Eigenheim leis-
ten kann, gilt nicht mehr. Mehr 
noch: Wohnen ist die Soziale Fra-
ge unserer Zeit. Viele Menschen 
der viel beschworenen „arbei-

tenden Mitte“ können sich Düs-
seldorf, Köln, Bonn oder Müns-
ter schlicht weg nicht mehr leis-
ten. Und in Deutschland wohnt 
der weit überwiegende Teil der 
Menschen (57,5 Prozent in NRW) 
zur Miete. 

Mehr noch: Viele verlieren ihr Zu-
hause und ihr soziales Umfeld 
oder müssen ins weitere Umland 
ziehen. Schlichtweg, weil sie bei 
der nächsten Mieterhöhung ein-
fach nicht mehr mithalten kön-
nen. Die Kölner Verkehrsbetriebe 
haben aktuell Probleme, Busfah-
rer zu finden. Warum? Weil die-
se sich mit ihrem Gehalt die Stadt 
Köln einfach nicht leisten können. 
In bezahlbaren Wohnungen sind 
Familien bei Massenbesichtigun-
gen schnell auf Platz 150 der War-

teliste und bekommen am Ende 
doch nicht die Wohnung.

Wenn wir glauben, dass das nur 
die prosperierenden Großstäd-

te betrifft, dann irren wir uns ge-
waltig. In meinem Wahlkreis im 
Rhein-Sieg-Kreis begegne ich dem 
Problem tagtäglich. Die ältere Da-
me in meinem Wahlkreisbüro, für 
die die alte Wohnung zu groß ge-
worden ist und die keine bezahl-
bare und barrierefreie Wohnung 
findet, ist nur ein Beispiel. Und 
diese Probleme verschärfen sich 
Monat für Monat mit den Bürge-
rinnen und Bürgern, die umziehen 
und dann auf die kalte Realität auf 
dem Wohnungsmarkt und skru-

pellose Vermieter in Form anony-
mer Großkonzerne treffen.

Die Frage des bezahlbaren Woh-
nens ist eine tickende Zeitbom-

be. Während sich vorausschau-
ende Politik zu Recht auf die Fra-
gen einer guten und gerechten 
Gesundheitspolitik für alle, die 
Garantie und Stärkung der ge-
setzlichen Rente nicht nur bis 
2025 zuwendet, droht im Alter 
auch die dritte, offene Fragestel-
lung: Bezahlbare Mieten oder 
selbstgenutztes Eigentum als 
Versicherung gegen Armut? Und 
jegliche Rentenerhöhung wird 
dann durch die kommende Miet-
erhöhung wieder mehrfach auf-
gefressen, wo die Pflege und die 
Gesundheitskosten dies sowieso 
schon taten. 

Und was macht diese schwarz-
gelbe Landesregierung? Sie tritt 
den Mieterschutz mit Füßen und 
verschärft die Situationen damit 
zusätzlich. Wenn bis 2021 gleich 
vier Mieterschutzverordnungen 

außer Kraft treten, ist das ein Ar-
mutszeugnis und sozialer Spreng-
stoff. Schwarz-Gelb nennt das 
großmundig auch noch „Entfes-
selung des Wohnungsmarkts“. 
Das ist keine Entfesselung, das ist 
ein Brandbeschleuniger für die 
Spaltung unserer Gesellschaft. 
Der wissenschaftliche Beirat von 
Wirtschaftsminister Peter Alt-
maier empfiehlt sogar die kom-
plette Abschaffung des sozialen 
Wohnungsbaus. Weiter weg von 
den Bedürfnissen der Menschen 
in diesem Lande kann man gar 
nicht regieren. Das Mantra „Pri-
vat vor Staat“ oder der Glaube 
in den Markt, „der das schon 
regelt“, wird weiter wie eine 
Monstranz vor sich hergetragen. 
Die Wahrheit ist aber: Der Markt 
allein regelt gar nichts. Wir So-
zialdemokratinnen und Sozialde-
mokraten wissen besser als alle 
anderen: Der Markt braucht Re-
geln. Zur Wahrheit gehört auch: 
Die Verschärfung der Mietpreis-
bremse im Bund ist notwendig, 
aber das allein reicht nicht.

Es geht hier aber nicht nur da-
rum, Steine aufeinander zu stel-

len und Beton anzumischen. Kei-
ne Wohnung zu haben, ist vor al-
lem ein geplatzter Lebenstraum. 
Dem Kind kein eigenes Kinder-
zimmer zu bieten oder mit Part-
nerin und Partner nicht zusam-
menziehen zu können, ist für 
viele bittere Realität. Es ist daher 
eine zentrale Frage des selbstbe-
stimmten Lebens und der Ver-
wirklichung der Wünsche vieler 
Menschen. Für uns Sozialdemo-
kraten bleibt die beste Mietpreis-
bremse daher der konsequente 
Bau von Wohnungen. Dass Kran-
kenpfleger, Verkäuferinnen oder 
Busfahrer aus den Städten ge-
drängt werden, damit werden 
wir uns niemals abfinden! Neben 
gesetzlichen Eingriffen, um die 
Exzesse im Wohnungsmarkt ein-
zudämmen, gibt es daher nur ei-
ne erfolgsversprechende Lösung: 
Wir müssen massiv in den Sozi-
alen Wohnungsbau investieren 
und Bauen, Bauen, Bauen. Damit 
auch Menschen mit niedrigem 
und mittlerem Einkommen dort 
leben können, wo sie wollen.

Viele Kommunen in NRW wol-
len handeln, weil sie die Proble-
me sehen und gründen vor Ort 
eigene kommunale Wohnungs-
baugesellschaften, auch weil die 
schwarz-gelbe Landesregierung 
sie im Stich lässt. Hier müssen 
wir ansetzen. Das Land Nord-
rhein-Westfalen braucht wieder 
eine eigene Landeswohnungs-
baugesellschaft, um gemeinsam 
mit den Kommunen bezahlba-
ren Wohnraum zu schaffen – 
wir brauchen ein Jahrzehnt des 
Bauens. Und dabei brauchen die 
Kommunen, gerade die kleine-
ren Städte und Gemeinden, die 
Unterstützung des Landes. Wir 
als NRWSPD haben uns auf den 
Weg gemacht und im September 
eine Wohnungspolitische Kom-
mission gegründet. Von der Bo-
denpolitik, über die landeseige-
ne Wohnungsbaugesellschaft bis 
hin zu den fehlenden Planungs-
kapazitäten - gemeinsam mit der 
Partei und externen Expertinnen 
und Experten werden wir das 
Thema so bearbeiten und Lösun-
gen präsentieren, die organisa-
torisch und finanziell umsetzbar 
sind. Sie werden am Ende dabei 
helfen, bezahlbaren Wohnraum 
und damit ein Zuhause für Alle 
zu schaffen. Das ist unsere Ver-
pflichtung als Sozialdemokratie. 
Also packen wir es gemeinsam 
an.
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Bezahlbares Wohnen ist soziale Frage des Jahrzehnts
NRWSPD rückt die Herausforderung Wohnen in den Mittelpunkt

Die Frage des „bezahlbaren Wohnens für alle“ ist die soziale Frage des Jahr-

zehnts und eine Bewährungsprobe für die Sozialdemokratie. Eine kurzfristige 

Lösung erscheint kaum möglich, zu lang wurden die Fragen der langfristi-

gen Investitionen und des neu zu schaffenden Wohnraums nicht angepackt. 

Dennoch müssen jetzt erst recht Fragen neu und anders beantwortet wer-

den und vor allem: Die Weichen langfristig richtig gestellt werden. 

Von Sebastian Hartmann, Vorsitzender der NRWSPD

© Fotowerk - Fotolia

© NRWSPD
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In einer ersten Reaktion begrüßt 
Oberbürgermeister und SGK-
Vorsitzender Frank Baranows-
ki, dass endlich ein Regierungs-
konzept für Dieselfahrzeuge vor-
liegt. Aus Sicht der Kommunen 
müssten zu einzelnen Punkten 
aber auch kritische Nachfragen 
gestellt werden. So sollen die 
„Verkehrsüberwachungsbehör-
den auf die Daten des Zentra-
len Fahrzeugregisters zugreifen 
können, um fahrzeugindividu-
ell die Einhaltung der Verkehrs-
beschränkungen überprüfen zu 
können.“ Eine besondere Kenn-
zeichnung (blaue Plakette) sei 
damit nicht erforderlich. Dies ist 
aus Sicht  von Frank Baranowski 
nicht durchführbar, nicht prakti-
kabel und zu zeitaufwendig. Zu-
dem werde hier erneut die Ver-
antwortung auf die Kommunen 
abgeschoben.

Nach einer ersten Einschätzung 
kritisiert der Oberbürgermeister 
grundsätzlich, dass – bis auf Aus-
nahmen – die Maßnahmen nur 
für die 14 Städte mit der höchs-
ten Belastung gelten sollen. Das 

Ballungszentrum Ruhrgebiet mit 
einer einheitlichen Umweltzone 
bleibe außen vor, obwohl auch 
im Ruhrgebiet gerichtlich verfüg-
te Fahrverbote nicht ausgeschlos-
sen werden können und die Ge-
sundheitsgefährdung durch Stick-
oxide bestehen bleibt. Die von 
der Bundesregierung gemach-
ten Vorschläge zur Nachrüstung 
oder Umtausch von Diesel-Pkw 
könnten sich aus Sicht des Gel-

senkirchener Oberbürgermeis-
ters als „Bürokratiemonster“ ent-
puppen.

Die geplante Hardware-Nachrüs-
tung bei schweren Kommunal-
fahrzeugen wie etwa Müllwagen 
oder Straßenreinigungsfahrzeu-
gen ist ein guter Ansatz.  Die Ab-
wickelung der Fördergelder müs-
se allerdings wesentlich schneller 
erfolgen. So sind ein Jahr nach 
dem Dieselgipfel mit den Kom-
munen im Kanzleramt die För-
deranträge weiter nicht beschie-
den.

Erst Ende 2016 wurde das Ge-
setz zur Stärkung des Kreistages 
mit Mehrheit von SPD, Grünen 
und der heute regierenden CDU 
beschlossen. Diese Änderungen 
sollten zur Wahlperiode 2020 
wirksam werden. Jetzt liegt dem 
Landtag ein Gesetzentwurf zur 
vollständigen Rücknahme  dieses 
Gesetzes vor. Eine vollständige 
Rolle rückwärts der CDU.

Auch das Gesetz zur Stärkung der 
kommunalen Selbstverwaltung 
soll in wesentlichen Teilen wieder 
geändert werden.

Betroffen davon ist die erst kürz-
lich eingeführte Regelung zur Ent-
schädigung von Ausschussvorsit-
zenden. Hier dürfen Kommunen 
zukünftig über sieben (!) verschie-

dene Möglichkeiten zur Zah-
lung einer zusätzlichen Auf-
wandsentschädigung für Aus-
schussvorsitzende befinden. 
Bei allen unterschiedlichen Po-
sitionen zur zusätzlichen Auf-
wandsentschädigung für Aus-
schussvorsitzende besteht Ei-
nigkeit, dass eine weitere Fle-
xibilisierung die Diskussionen 

in den Kommunen wieder anhei-
zen wird. Den Wunsch nach ei-
ner einheitlichen Regelung hat die 
Landesregierung überhört und 
präsentiert nun eine flexible Rege-
lung, die Probleme schafft, statt 
sie zu lösen. 

Weitere Änderungen betreffen 
die Anhebung der Mindestgrö-
ße der Fraktionen und eine „un-
verzügliche“ Beschlussfassung 
des Rates bzw. Kreistages über 
die Zulässigkeit von Bürgerbe-
gehren. Was dies genau für die 
Kommunen bedeutet, wird noch 
zu klären sein, im Zweifel durch 
Gerichte.

Ein durchaus gezielter Angriff 
auf die kommunale Selbstver-
waltung!
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SGK-Buchtipp

Schwarz-Gelb 
schwächt Kreistage

Kommunalwahl 2020
Wahrscheinlicher Wahltermin im Herbst: September 2020

Das Landeskabinett hat einen 
Gesetzesentwurf zur Änderung 
des Kommunalwahlgesetzes in 
Nordrhein-Westfalen beschlos-
sen. Die wichtigsten Änderun-
gen betreffen den möglichen 
Wahltermin für die Kommunal-
wahl 2020. Vorgesehen ist, dass 
dieser auch noch im September 
2020 stattfinden kann. Nach wie 

vor ist auch die Abschaffung der 
Stichwahl für Bürgermeister und 
Landräte nicht vom Tisch.

Des Weiteren wird der Stichtag 
zur Verkleinerung der Räte und 
Kreistage auf den 31. Juli 2019 
festgesetzt. Dies entspräche den 
üblichen 15 Monaten zum Ablauf 
der Wahlperiode.

Eine weitere Änderung betrifft 
die Wahlvorstände. Vorgesehen 
ist nach dem Kabinettsentwurf 
ein Gesichtsverhüllungsverbot 
für Wahlvorstände in den Wahl-
lokalen. Dies soll eine offene und 
vertrauensvolle Kommunikati-
on sicherstellen und möglichen 

Zweifeln an der unparteiischen 
Amtsausübung entgegenwirken.

Mit dem Kabinettsentwurf wird 
ebenfalls die 2,5 Prozent-Sperr-
klausel für die Kommunalwahlen 
weitestgehend abgeschafft. Le-
diglich für die Wahl zu den Be-
zirksvertretungen soll diese noch 
bestehen bleiben. Neu sind auch 
die Regelungen für die erstmali-
ge Direktwahl der Verbandsver-
sammlung des Regionalverbands 
Ruhr.

Damit die geplanten Regelun-
gen gültig werden, muss der Ge-
setzesentwurf noch durch den 
Landtag beschlossen werden.

RECHT

In seinem Buch zeigt der Au-
tor die Möglichkeiten auf, die 
ein Dorf heutzutage haben 
kann. Man müsse nur „die 
neuen Chancen“ erkennen, 
um Dörfer wieder genau-
so lebenswert wie früher zu 
machen. Prof. Clemens Ren-
ker gibt eine Anleitung dazu, 
indem er Fragen nach dem 

Existenzrecht, „Smart Villa-
ge“, den Vorteilen eines Dorf-
lebens, der Finanzierung und 
dem Zusammenleben in ei-
nem Dorf stellt. Dieses Buch 
ist besonders für Bürgerinnen 
und Bürger von Dörfern ge-
eignet, die „anpacken“ wol-
len, um die Zukunft ihres 
Dorfes zu sichern.

DAS NEUE DORF
GESTALTEN, UM ZU ÜBERLEBEN – 
VIER HANDLUNGSFELDER ZUM ERHALT 
DÖRFLICHER GEMEINDEN

Von 
Professor Clemens Renker, 
Springer Gabler Verlag,

2018, 165 Seiten, DIN A5, 
ISBN: 978-3-658-21445-6, 

19,99 Euro

Baranowski: Endlich gibt es ein 
Regierungskonzept für Dieselfahrzeuge
Einzelne Punkte müssen kritisch hinterfragt werden
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Kommunalpolitik ist jung!
Das Forum Junge Kommunalpolitik bereitet unter dem 
Titel Fit, Jung, Kreativ die Qualifizierungsphase für eh-
renamtliche Kommunalpolitikerinnen und Kommunal-
politiker sowie Interessierte zur Kommunalwahl 2020 

vor. Hier stellen wir Euch aktive junge Kommunalpo-
litikerinnen und Kommunalpolitiker unter 30 vor. Ihr 
kennt jemanden, der hier auch vorgestellt werden soll-
te? Dann meldet Euch bei uns unter info@sgk-nrw.de.

Julian Koch
Ratsmitglied in Fröndenberg

Was hat Dich dazu gebracht, in die Kommunalpolitik 
„einzusteigen“? 
Durch meine Arbeit bei den Jusos bin ich zur Kommunalpolitik gekom-
men. Wir setzten uns für den Erhalt unserer Schwimmbäder, den Aus-
bau der Bus- und Bahnverbindungen sowie für ein bezahlbares ÖPNV-
Ticket für Jugendliche ein. Alle diese wichtigen Entscheidungen traf 
der Stadtrat und weil dort keine jungen Menschen vertreten waren, 
wollte ich mich kommunalpolitisch mehr einbringen.

Wie bringst Du Dich innerhalb Deiner Fraktion in die Arbeit ein, und wie setzt Du 
Dich gegen die „alten Hasen“ durch?
Die „alten Hasen“ haben natürlich einen kritischeren Blick auf die Arbeit von uns „jungen Hüp-
fern“. In meiner Fraktionsarbeit bereite ich mich inhaltlich auf alle Themen (z.B. Innenstadtent-
wicklung, Jugendförderung, Präventionskette für Familien) gut vor, um mich fundiert in die Dis-
kussion einzubringen. Nur so können wir Jüngeren für unsere Ideen werben und die erfahrenen 
Ratsmitglieder mit guten Argumenten für unsere Projekte begeistern.   

Was müsste sich aus Deiner Sicht ändern/verbessern, damit die aktive 
Kommunalpolitik attraktiver für junge Menschen wird?
Hierfür sind meiner Meinung nach drei Punkte wichtig: Die Sitzungen erfolgen oft parallel zur 
Schule, Uni oder dem Beruf, darum sollte sich kommunalpolitische Arbeit an die neuen Le-
bens- und Arbeitsbedingungen anpassen und beispielsweise Sitzungstermine abends stattfin-
den. Dazu brauchen wir mehr politische Bildung in Jugendeinrichtungen und Schulen, die die 
Relevanz von Kommunalpolitik im Alltag deutlich macht. Und die SPD muss jungen Menschen 
mehr Chancen auf eine Ratskandidatur einräumen, weil sich viele Jusos bereits jetzt sehr für ih-
re Stadt engagieren und die Kommunalpolitik von jungen Ratsmitgliedern nur profitieren kann. 

Die politischen Schwerpunkte von Julian sind Bildung, Soziales und Kommunalfinanzen. 
Er ist seit 2014 im Rat der Stadt Fröndenberg und seit 2007 Mitglied der SPD.

Christina Pattke
Ratsmitglied in Bergkamen

Was hat Dich dazu gebracht, in die 
Kommunalpolitik „einzusteigen“?
Ich wollte mich in meiner Stadt mehr einsetzen und 
etwas bewegen. Über die Arbeit bei den Jusos und 
im Ortsverein bin ich in die Kommunalpolitik einge-
stiegen. 

Wie bringst Du Dich innerhalb Deiner Fraktion in die Arbeit ein, und 
wie setzt Du Dich gegen die „alten Hasen“ durch?
Ich vertrete unsere Fraktion in verschiedenen Ausschüssen, u. a. Schule, Sport 
und Weiterbildung; Kulturausschuss; Familie, Soziales, Gesundheit und Seni-
oren. Die genannten Ausschüsse bieten mir eine Themenvielfalt, um an Ent-
scheidungen in unserer Stadt mitwirken zu können. Die „alten Hasen“ haben 
die neuen Mitglieder akzeptiert und man ist nach kurzer Zeit zu einem "WIR" 
geworden. 

Was müsste sich aus Deiner Sicht ändern/verbessern, damit die aktive 
Kommunalpolitik attraktiver für junge Menschen wird?
Die jungen Menschen, die Interesse an der Parteiarbeit zeigen, müssten von den 
„alten Hasen“ noch besser unterstützt werden und noch stärker in die Man-
dats-/Ortsvereinsarbeit einbezogen werden. 

Christinas politische Schwerpunkte sind Schule, Sport und Weiterbildung.
Sie ist seit 2014 Ratsmitglied im Rat der Stadt Bergkamen und seit 2007 in der SPD.
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2009
Münster

Die Bildungspolitik war es, die mich schon als Schüler zu den Jusos und zur SPD gebracht hat: Wie schaffen wir es, dass
schulischer Erfolg nicht vom Elternhaus abhängig ist? Ab 2007 hatte ich dann die Gelegenheit, die Bildungspolitik in Münster

als sachkundiger Bürger im Schulausschuss unmittelbar mitzugestalten. Die Gremienarbeit hat mir Spaß gemacht und ich
hatte Lust auf mehr - insbesondere darauf, etwas für meinen Stadtteil zu erreichen So habe ich 2009 dann zum ersten Mal für

Ich erlebe unsere Fraktionsarbeit als Miteinander aller. Klar, nicht immer sind alle sofort einer Meinung. Aber es gibt da kein
"die Alten" gegen "die Jungen". Außerdem haben wir einen guten Generationen-Mix in unserer Fraktion und ich bin nicht der

Einzige unter 30. Ich selbst war schon einige Zeit stellvertretender Fraktionsvorsitzender und Sprecher unserer Fraktion im
Schulausschuss.

Wir brauchen möglichst viele ganz konkrete Beteiligungsformate. Dass man zügig sieht, dass auch etwas aus dem eigenen
Engagement folgt. Dafür ist die kommunale Ebene eigentlich prädestiniert. Hier hat man die Ergebnisse von Entscheidungen

unmittelbar vor Augen. Ich glaube auch, dass Formate wie der Jugendrat ein guter Einstieg in weiteres kommunales
Engagement sein können.

gleiche Chancen für alle und vor allem mehr bezahlbare Wohnungen in Münster2003
Robert von Olberg

Sentmaringer Weg 118, 48151 Münster
0178/7493628
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Kommunalkolleg 2020
Weiterbildungsangebote 

für Kommunalos und die,
die es noch werden wollen.

Das „Kommunalkolleg 2020“ ist eine Bündelung der Seminarangebote der SGK NRW, 
des Willi-Eichler-Bildungswerkes, des Heinz-Kühn-Bildungswerkes, des Bildungswerkes 
Stenden und der Kommunalakademie der Friedrich-Ebert-Stiftung.  

Auf der neuen Internetplattform www.Kommunalkolleg.de werden zukünftig neben 
den Terminseminaren auch Seminarbausteine und ein Referent*innenpool aller beteiligten 
Akteure angeboten.

Später folgen Hinweise und rechtliche Rahmenbedingungen zur Kommunalwahl und 
Best-Practice-Angebote für Projekte und Initiativen.  
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